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Honorarordnung 
 

des Volkshochschul-Zweckverbandes Alpen-Rheinberg-Sonsbeck-Xanten 
 
 

Aufgrund des § 7 Abs. 2 j der am 07.02.1976 in Kraft getretenen Satzung des Volks-
hochschul – Zweckverbandes Alpen-Rheinberg-Sonsbeck-Xanten hat die Verbands-
versammlung am 18.03.2002 folgende Honorarordnung, zuletzt geändert durch Be-
schluss vom 20.06.2016, beschlossen: 

 
1. Vertragliche Vereinbarung  
 

Mit den nebenberuflichen Mitarbeitern der VHS werden Verträge abgeschlossen. Die 

Honorare und Fahrtkosten sind schriftlich zu vereinbaren. 

2. Honorare für Kurse 
 

2.1. Für die Leitung von Kursen wird ein Honorar von 20,- € je Unterrichtsstunde 
gezahlt. 
 

2.2. In besonderen Fällen kann der in 2.1 festgesetzte Betrag mit Zustimmung der 
VHS-Leitung überschritten werden. 

 
2.3. Muss ein Kurs im Laufe eines Arbeitsabschnittes vorzeitig abgesetzt werden, so 

erhält der/die Kursleiter/in das Honorar für die durchgeführten Unterrichtsstun-
den. 
 

2.4. Für Unterrichtsstunden, die der/die Kursleiterin ohne Zustimmung der VHS–
Leitung zusätzlich hält, wird kein Honorar gezahlt. 

 
2.5. Für Veranstaltungen, die seitens der VHS abgesagt werden müssen, kann in 

Absprache mit der VHS-Leitung ein Ausfallhonorar von 2 Ustd. zzgl. der ent-
standenen Fahrtkosten entspr. Ziffer 6 dieser Honorarordnung gezahlt werden. 
 

3. Honorare für Einzelveranstaltungen 
 

3.1. Für Vorträge im Rahmen von Vortragsreihen und Einzelveranstaltungen können 
Honorare von 40,- € bis 200,- € gezahlt werden. 

 
3.2. In besonderen Fällen kann mit Zustimmung des Verbandsvorstehers ein höhe-

res Vortragshonorar vereinbart werden. 
 

4. Honorare für die Reisebegleitung/Reiseleitung bei Studienfahrten und Exkursionen 
 
4.1. Reisebegleitung (Organisation) je Tag 26,- € bis 80,- €  
 
4.2. Reisebegleitung mit fachkundiger Führung 

 
     halbtägig (bis 6 Zeitstunden ) 38,- € bis      80,- € 
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_________________________________________________ 
    ganztägig    38,- € bis    130,- € 
 
 
_________________________________________________ 
     mehrtägig je Tag   38,- € bis    115,- € 
 
_________________________________________________ 
 
 
 

5. Vergütung für die nebenamtlichen Ortsringleiter/innen 
 
 

5.1. Nebenamtliche Ortsringleiter/innen erhalten für die Vorplanungs- (Programm-
vorschläge, Dozentenwerbung, etc.) und Durchführungsbetreuung 
 

in Orten mit einer       Einwohnerzahl –   5.000       mtl.   77,- € 
in Orten mit einer       Einwohnerzahl –   9.000       mtl. 103,- € 
in Orten mit einer       Einwohnerzahl – 13.000       mtl. 154,- € 
in Orten mit einer       Einwohnerzahl – 17.000       mtl. 205,- € 
in Orten mit einer       Einwohnerzahl über 17.000       mtl. 256,- € 
 
Als maßgebliche Einwohnerzahlen gelten die vom Landesamt für Datenverarbei-
tung und Statistik Nordrhein-Westfalen veröffentlichen Einwohnerzahlen zu dem 
Stichtag, der auch für die Bemessung der aktuellen Verbandsumlage des jeweils 
laufenden Haushaltsjahres zu Grunde gelegt wurde. Diese Basis für die Berech-
nung der Vergütung gilt für das gesamte Studienjahr. 

 
 
5.2. Je nach Anzahl der zustande gekommenen Kurse wird für die notwendigen Be-

gleitmaßnahmen (Werbungsaktivitäten, Zielgruppenarbeit) eine mtl. Pauschale 
gezahlt: 
 
       3 –   10 Kurse  16,- € 

      11 –   20 Kurse  21,- € 
      21 –   30 Kurse  26,- € 
       31 –   40 Kurse  31,- € 
      41 –   60 Kurse  36,- € 
      61 –   80 Kurse  41,- € 
      81 – 100 Kurse  47,- € 
      ab 101 Kurse  52,- € 

 
 

5.3. Privathaushalte, die die VHS-Betreuung vor Ort als nebenamtliche Ortsringlei-
tungen übernehmen, erhalten zusätzlich eine monatlich pauschalierte Auf-
wandsentschädigung, da sie die Infrastruktur der Gemeinden nicht in vollem 
Umfang nutzen können. 
 
Die Aufwandsentschädigung deckt Telefonkosten, Fahrtkosten zur Betreuung 
der Veranstaltungen und ggfs. Portokosten sowie kleinere Aufwendungen ab 
und wird in ihrer Höhe an der Anzahl der durchgeführten Kursveranstaltungen 
bemessen (monatlich 6 € für jeweils 10 Kursveranstaltungen). 
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6. Fahrtkosten 

 
Fahrtkosten werden ab einer Entfernung von 5 km (einfache Wegstrecke) in Höhe 
eines der zurückzulegenden Strecke entsprechenden anteiligen Mehrfahrtenaus-
weises (4er-Karte) für den öffentlichen Personennahverkehr gezahlt. Es gilt der am 
21.02.06 gültige Preis dieser Fahrkarte. Für Veranstaltungen, die vor diesem Ter-
min begonnen haben, gilt der bei Veranstaltungsbeginn gültige Preis. Ausnahmere-
gelungen können im Benehmen mit der VHS-Leitung getroffen werden. 

 
7. Inkrafttreten 

 
Diese Honorarordnung tritt am 01.08.2016 in Kraft. 

 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende geänderte Honorarordnung des VHS-Zweckverbandes Alpen-
Rheinberg-Sonsbeck-Xanten wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
 
Es wird auf § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S.666/SGV NW 
2023) in der zur Zeit geltenden Fassung hingewiesen: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, sei 
es denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennut-

zungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Verbandsvorsteher hat den Verbandsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form– oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem VHS-Zweckverband 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

Rheinberg, 22.06.2016 
gez. Scholten 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 
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Öffentliche Bekanntmachung eines Genehmigungsbescheides 
gemäß § 21a  Satz 1 2. Halbsatz der 9. BImSchV (Verordnung über 

das Genehmigungsverfahren) 
 
 
Der ENNI RMI Windpark Projektgesellschaft mbH, Uerdinger Straße 31, 47441 Mo-
ers ist mit Datum vom 22.07.2016 die nachfolgende Genehmigung erteilt worden. 
Die Genehmigung ist neben dem nachfolgend aufgeführten verfügenden Teil mit 
Nebenbestimmungen und Hinweisen versehen worden. 
 

Genehmigungsbescheid 170.0003/12/0106.2 GE 178/16 
 
Auf Antrag vom 02.02.2012, zuletzt geändert am 01.04.2016, gemäß § 4 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) vom 26.09.2002 (BGBl. I. S. 3830) in 
der zurzeit gültigen Fassung auf Erteilung einer Neugenehmigung für die Errichtung 
und den Betrieb von vier Windenergieanlagen des Typs ENERCON E-115 in Mo-
ers, Gemarkung Repelen, ergeht nach Durchführung des nach dem BImSchG vor-
geschriebenen Verfahrens folgende  
 
 

I. 
 

 Entscheidung 
 
Der Firma ENNI RMI Windpark Kohlenhuck Projektgesellschaft mbH, Uerdinger 
Straße 31,47441 Moers wird unbeschadet der Rechte Dritter aufgrund des § 4 
BImSchG in Verbindung mit § 1, Anhang Nr. 1.6.2 (V) der Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen vom 14.03.1997 – 4. BImSchV – (BGBl. I S. 504) in der 
zurzeit gültigen Fassung die Genehmigung für folgende Maßnahme erteilt: 
 

 
Errichtung und Betrieb von vier Windenergieanlagen (WEA) in Mo-
ers-Kohlenhuck 
 
 
 
     WEA – KH 1 
 
 
WEA - Typ:   ENERCON E-115    
   
Nennleistung (kW):  3.000 kW 
 
Name des Herstellers: ENERCON GmbH 

Dreekamp 5, 26605 Aurich 
 
Nabenhöhe:   122,05 m 
 
Rotordurchmesser:  115,00 m 
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Gesamthöhe:   179,55 m 
 
Bauort:   Kreis Wesel, Stadt Moers 
 
Gemarkung:   Repelen 
 
Flur:    58 
 
Flurstück:   404 
 
Rechtswert:   RW 25 41 862 
 
Hochwert:   HW 57 09 095 
 
 
 
      

WEA – KH 2 
 
 
WEA - Typ:   ENERCON E-115    
   
Nennleistung (kW):  3.000 kW 
 
Name des Herstellers: ENERCON GmbH 

Dreekamp 5, 26605 Aurich 
 
Nabenhöhe:   122,05 m 
 
Rotordurchmesser:  115,00 m 
 
Gesamthöhe:   179,55 m 
 
Bauort:   Kreis Wesel, Stadt Moers 
 
Gemarkung:   Repelen 
 
Flur:    58 
 
Flurstück:   348 
 
Rechtswert:   RW 25 41 554 
 
Hochwert:   HW 57 09 297 

 
 

 
 
     WEA – KH 4 
 
 
WEA - Typ:   ENERCON E-115    
   
Nennleistung (kW):  3.000 kW 
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Name des Herstellers: ENERCON GmbH 

Dreekamp 5, 26605 Aurich 
 
Nabenhöhe:   135,48 m 
 
Rotordurchmesser:  115,00 m 
 
Gesamthöhe:   192,98 m 
 
Bauort:   Kreis Wesel, Stadt Moers 
 
Gemarkung:   Repelen 

 
Flur:    59 
 
Flurstück:   510 
 
Rechtswert:   RW 25 41 148 
 
Hochwert:   HW 57 09 514 

 
 
 

     WEA – KH 5 
 
 
WEA - Typ:   ENERCON E-115    
   
Nennleistung (kW):  3.000 kW 
 
Name des Herstellers: ENERCON GmbH 

Dreekamp 5, 26605 Aurich 
 
Nabenhöhe:   135,48 m 
 
Rotordurchmesser:  115,00 m 
 
Gesamthöhe:   192,98 m 
 
Bauort:   Kreis Wesel, Stadt Moers 
 
Gemarkung:   Repelen 
 
Flur:    59 
 
Flurstück:   97 
 
Rechtswert:   RW 25 40 983 
 
Hochwert:   HW 57 09 814 
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Die Genehmigung umfasst vier Windkraftanlagen einschließlich der erforder-
lichen Transformatoren, der Stell- und Lagerflächen und für die Bauphase die 
evtl. Ertüchtigung der Zuwegung, nicht jedoch die Netzanbindung. 
 
Die Genehmigung darf nur unter der Bedingung in Anspruch genommen wer-
den, dass die gemäß § 35 Abs. 5 S. 2 u. 3 Baugesetzbuch (BauGB) erforderli-
che Rückbausicherung, in Form einer ausschließlich für den Rückbau der 
Windkraftanlage verwendbaren, selbstschuldnerischen und unbefristeten 
Bürgschaftserklärung einer deutschen Großbank oder Sparkasse unter aus-
drücklichem Verzicht auf die Einreden der Anfechtung, der Aufrechnung und 
der Vorausklage nach §§ 770, 771 u. 773 Abs. 1 Nr. 1 Bürgerliches Gesetzbuch 
(BGB) geleistet wird. Diese Bürgschaft, in Höhe von 684.700,00 € für vier An-
lagen, ist bei der Genehmigungsbehörde, der Kreisverwaltung Wesel oder bei 
der Stadt Moers, auf deren Gebiet sich das Vorhaben befindet, zu hinterlegen. 
Die Rückbausicherung kann auch durch eine Verpflichtungserklärung, die 
sicherstellt, dass die Rückbausumme nur zweckgebunden eingesetzt werden 
kann und die Verfügungsgewalt darüber bei der Genehmigungsbehörde, der 
Kreisverwaltung Wesel, oder der Stadt Moers liegt, geleistet werden. 
Mit der Errichtung der Anlage darf erst begonnen werden, wenn die Annah-
mebestätigung für die Bürgschaft der Genehmigungsbehörde, dem Kreis We-
sel oder der Stadt Moers vorliegt, oder eine Verpflichtungserklärung der Ge-
nehmigungsbehörde, dem Kreis Wesel oder der Stadt Moers, gegenüber ab-
gegeben wurde. 
 
2. 
Sofern sich aus dem Tenor und den folgenden Bestimmungen nichts Abweichendes 
ergibt, sind die Errichtung bzw. die Änderung der Anlage bzw. Anlagenteile sowie 
deren Betrieb nur in dem Umfang genehmigt, wie sie in den mit diesem Genehmi-
gungsbescheid verbundenen Zeichnungen und Beschreibungen dargestellt wurden. 
Maßgeblich sind die in Anlage 2 dieses Bescheides aufgeführten Antragsunterla-
gen. 
 
3. 
Der Genehmigung werden die in der Anlage 1 aufgeführten Nebenbestimmungen 
und Hinweise beigefügt. Sie sind Bestandteil dieses Genehmigungsbescheides.  
Die in der Anlage 3 dieses Genehmigungsbescheides gegebenen Allgemeinen 
Hinweise sind zu beachten. 
 
 
 
 

II. 
 

Eingeschlossene Entscheidungen 
 

Gemäß § 13 BImSchG schließt die Genehmigung andere, die Anlage und den Be-
trieb betreffende behördliche Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche 
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Genehmigungen, Zulassungen, Verleihungen, Erlaubnisse und Bewilligungen ein, 
im vorliegenden Fall: 
 

Baugenehmigung nach § 63 Abs. 1 der Bauordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landesbauordnung - BauO NRW) vom 01.07.2000 (GV NRW S. 
255/SGV NRW 232) in der zurzeit gültigen Fassung für die Errichtung der vier 
o. g. Windkraftanlagen. 

 
 
 

III. 
 

Erlöschen der Genehmigung 
 

Die Genehmigung erlischt, wenn nach Bestandskraft des Bescheides nicht 
 
 a) innerhalb von zwei Jahren mit der Errichtung der Anlage begonnen und 
 
 b) die Anlage innerhalb eines weiteren Jahres in Betrieb genommen wird. 
 
Ferner erlischt die Genehmigung, wenn die Anlage während eines Zeitraumes von 
mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben worden ist (§ 18 Abs. 1 Ziff. 2  BIm-
SchG). 
 
 

IV. 
 

Kostenentscheidung 
 
Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragstellerin. 
 
Festsetzung der Verwaltungskosten 
 
Die Gesamtkosten des Vorhabens betragen nach Angaben der Antragstellerin 
17.162.000,00 Euro; darin sind Rohbaukosten in Höhe von je 4.227.000,00 Euro für 
die Anlagen WEA-KH1 und WEA-KH 2 sowie die Rohbaukosten von je 
4.354.000,00 Euro für die Anlagen WEA KH4 und WEA KH5  enthalten. In diesen 
Kosten ist die Mehrwertsteuer inbegriffen.  
 
Die Verwaltungsgebühr wird aufgrund des Gebührengesetztes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GebG NRW) vom 23. August 1999 (GV. NRW. S. 524 / SGV. 
NRW. 2011) i. V. m. der Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung (AVerwGebO 
NRW) vom 3. Juli 2001 (GV. NRW. S. 262 / SGV. NRW. 2011) in der zurzeit gel-
tenden Fassung wie folgt festgesetzt: 
 
Mit den v. g. Errichtungskosten (E) von 4.227.000,00 Euro je Anlage (WEA-KH1 
und WEA-KH2) ergibt sich entsprechend der Formel nach Tarifstelle 15a1.1b) 
AVerwGebO NRW [2 750 + 0,003 x (E - 500 000) Euro] eine Gebühr von 13.931,00 
Euro pro Anlage. Somit erhöht sich die Gebühr auf insgesamt 27.862,00 Euro. 
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Mit den v. g. Errichtungskosten (E) von 4.354.000,00 Euro je Anlage (WEA-KH4 
und WEA-KH5) ergibt sich entsprechend der Formel nach Tarifstelle 15a1.1b) 
AVerwGebO NRW [2 750 + 0,003 x (E - 500 000) Euro] eine Gebühr von 14.312,00 
Euro pro Anlage. Somit erhöht sich die Gebühr auf insgesamt 28.624,00 Euro. 
 
Die Gesamtgebühr für vier Windenergieanlagen beträgt 56.486,00 Euro 
 
Allerdings ist entsprechend der Tarifstelle 15a1.1 AVerwGebO NRW mindestens 
die höchste Gebühr, die für eine nach § 13 BImSchG eingeschlossene behördliche 
Entscheidung zu entrichten gewesen wäre, wenn diese selbständig erteilt worden 
wäre, festzusetzen. Diese Gebühr beträgt  für die von der immissionsschutzrechtli-
chen Genehmigung eingeschlossene Baugenehmigung insgesamt 64.357,00 Euro. 
 
Die fiktive Baugenehmigungsgebühr gem. der Allgemeinen Verwaltungsgebühren-
ordnung (AVerwGebO NRW) errechnet sich wie folgt nach Tarifstelle 2.4.1.4 b: 
 
a) Entscheidung über die Erteilung der Baugenehmigung für die Errichtung und 

Erweiterung von baulichen Anlagen, die nicht Gebäude sind, nicht § 66 
BauO NRW  unterliegen und im Übrigen nicht im zeitlichen und konstruktiven 
Zusammenhang mit der Errichtung oder Erweiterung von unter 2.4.1.1-
2.4.1.3 genannten Gebäuden stehen 

 
b) solche im Sinne von § 68 (1) Satz 1 BauO NRW, die Sonderbauten (§ 54 

BauO  NRW) sind, und Windenergieanlagen, unabhängig von ihrer Höhe 
  
 Herstellungssumme nach Angaben des Herstellers für eine Anlage 
 
 
 Herstellungssumme  (E-115 mit 122,05 m NH)      4.227.000,00 € 
 

Werden die Herstellungskosten einer baulichen Anlage maßgeblich von einer 
technischen Ausstattung bestimmt, die selbst keiner baulichen Prüfung un-
terliegt, ist  der Gebührenberechnung nur die Hälfte der Herstellersumme 
zugrunde zu legen. 

  
 ½ Herstellungssumme       2.113.500,00 € 
 auf volle 500 € aufgerundet     2.113.500,00 € 
 
 (10 v.T. der Herstellungssumme; jedoch mindestens 50,00 Euro) 
 
 
 Gebühr für eine Anlage             21.135,00 € 
  
 Gebühr für zwei Anlagen WEA-KH1 u. WEA-KH2     42.270,00 € 
 
  
 
 Ermäßigung für gleiche bauliche Anlagen minus 25 %            - 10.567,50 € 
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 Hier ergibt sich eine Gebühr von        31.702,50 € 
 
 

Herstellungssumme  (E-115 mit 135,48 m NH)   4.354.000,00 € 
 

Werden die Herstellungskosten einer baulichen Anlage maßgeblich von einer 
technischen Ausstattung bestimmt, die selbst keiner baulichen Prüfung un-
terliegt, ist  der Gebührenberechnung nur die Hälfte der Herstellersumme 
zugrunde zu legen. 

  
 ½ Herstellungssumme       2.177.000,00 € 
 auf volle 500 € aufgerundet     2.177.000,00 € 
 
 (10 v.T. der Herstellungssumme; jedoch mindestens 50,00 Euro) 
 
 Gebühr für eine Anlage             21.770,00 € 
  
 Gebühr für zwei Anlagen WEA-KH4 u. WEA-KH5     43.540,00 € 
 
 Ermäßigung für gleiche bauliche Anlagen minus 25 %            - 10.885,00 € 
 
 Hier ergibt sich eine Gebühr von        32.655,00 € 
 
Die Gesamtgebühr für vier Windenergieanlagen beträgt somit  64.357,00 Euro 
 
 
 
 

V. 
 

Begründung 
 

 
Sachverhaltsdarstellung 
 
Mit Schreiben vom 02.02.2012 haben Sie einen Antrag gemäß § 4 BImSchG i.V. m. 
§ 1 Anhang Nr. 1.6 (V) der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4.BImSchV) in der zurzeit gültigen Fassung auf Neugenehmigung für die Errich-
tung und den Betrieb von fünf Windkraftanlagen des Typs REpower 3.2M 114 mit 
einer Nennleistung von je 3200 kW und einer Nabenhöhe von 123,00 m in der Stadt 
Moers, Gemarkung Repelen, Flur 58 und 59, Flurstücke 404, 348, 477, 510 und 97 
gestellt. 
 
Das Genehmigungsverfahren konnte zunächst nicht abgeschlossen werden, da die 
Darstellungen im Gebietsentwicklungsplan (GEP 99) dem Vorhaben entgegenstan-
den. Dieses Hindernis konnte durch die 83. Änderung des Regionalplanes für den 
Regierungsbezirk Düsseldorf (GEP 99) ausgeräumt werden, die am 05.02.2016 im 
Gesetz und Verordnungsblatt für das Land NRW bekannt gegeben wurde. 
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Am 01.04.2016 wurden geänderte Antragsunterlagen eingereicht. Die Änderung 
sieht folgendes vor: 
 
Beantragt werden vier Windenergieanlagen (WEA) des Typs ENERCON E-115, 
davon 2 x mit 122,05 m und 2 x 135,48 m Nabenhöhe und je 3.000 kW Nennleis-
tung in der Stadt Moers, Gemarkung Repelen, Flur 58 und 59, Flurstücke 404, 348, 
510 und 97. 
 
Das Genehmigungsverfahren wurde entsprechend den Regelungen des BImSchG 
und der neunten Verordnung zur Durchführung des BImSchG - Verordnung über 
das Genehmigungsverfahren - (9. BImSchV) vom 29.05.1992 (BGBl. I S. 1001) in 
der zurzeit gültigen Fassung durchgeführt.  
 
Da die Windenergieanlagen unter der Nummer 1.6.2 (V) des Anhangs der 4. BIm-
SchV fallen, erfolgte die Genehmigung gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 der 4. BImSchV i. V. 
m. § 19 BImSchG im vereinfachten Verfahren. 
 
Eine öffentliche Bekanntmachung des Vorhabens und eine Auslegung des Antrages 
und der Unterlagen nach § 10 Abs. 3 BImSchG waren gemäß § 19 Abs. 2 BImSchG 
nicht erforderlich. 
 
In Genehmigungsverfahren wurden folgende Behörden und Stellen, deren Aufga-
benbereich durch das Vorhaben berührt wird, aufgefordert, für ihren Zuständig-
keitsbereich eine Stellungnahme abzugeben: 
 
Stadt Moers als: 
Bauordnungsamt 
Planungsamt 
Feuerwehr (Brandschutz) 
 
Kreis Wesel als: 
FD 60- Landschaftsplanung und Artenschutz 
FD 66- Wasserwirtschaft, VAwS und Bodenschutz 
FD 66- Abfallwirtschaft 
 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
 
Bezirksregierung Düsseldorf Dezernat 26 - Luftverkehr 
Bezirksregierung Düsseldorf Dezernat 33 - Ländliche Entwicklung 
Bezirksregierung Düsseldorf Dezernat 55 - Arbeitsschutz 
Landesbetrieb Straßenbau NRW 
LVR- Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
Regionalforstamt Niederrhein 
Bezirksregierung Arnsberg Abt. 6 Bergbau und Energie in NRW 
 
Außer Vorschlägen zu Nebenbestimmungen sind von den Behörden keine Hinde-
rungsgründe, die gegen eine Genehmigungserteilung sprechen würden, genannt 
worden. 
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Ihre zum Vorhaben vorgeschlagenen Auflagen und Hinweise wurden in den Ge-
nehmigungsbescheid aufgenommen. 
 
Der Kreis Wesel ist in diesem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfah-
ren für die Entscheidung über die Erteilung der Genehmigung sachlich zuständig. 
Die örtliche Zuständigkeit des Kreises Wesel ergibt sich aus der Tatsache, dass das 
Vorhaben in Moers und damit im Kreis Wesel realisiert werden soll. 
 
Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass das Verfahren ordnungsgemäß und verfah-
rensfehlerfrei durchgeführt worden ist. 
 
Gemäß § 9 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) und gemäß § 25 Straßen- und We-
gegesetz NRW (StrWG NRW) gelten innerhalb bestimmter Entfernungen zu  
Bundesautobahnen sowie Bundes- und Landesstraßen Anbaubeschränkungen. Die 
geplanten Anlagen sollen außerhalb dieser Beschränkungszone errichtet werden. 
 
Eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit im Straßenverkehr durch die beantrag-
ten Windkraftanlagen (z.B. durch Eiswurf)  wird durch technische Einrichtungen (au-
tomatische Außerbetriebnahme bei Eisansatz) ausgeschlossen. Aus diesem Grun-
de kann die Genehmigung erteilt werden.- 
 
Dem Antrag auf Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zur Neu-
genehmigung von vier Windkraftanlagen war stattzugeben, da nach dem Ergebnis 
der Prüfungen in dem durchgeführten Verfahren, dass die genehmigungsrechtli-
chen Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 Nr. 1 u. 2 BImSchG in Verbindung mit § 5 
BImSchG hier vorliegen.  
 
Zur Feststellung der UVP-Pflicht ist folgendes anzumerken:  
 
Die vier Windenergieanlagen sind  Anlagen im Sinne der Nr. 1.6.3 Anlage 1 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Somit bedarf das bean-
tragte Vorhaben eine „standortbezogene“ Vorprüfung des Einzelfalls, ob durch die 
beantragte Maßnahme erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorgerufen 
werden können und damit eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung besteht. 
 
Im vorliegenden Fall hat diese standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls erge-
ben, dass für das beantragte Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
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VI.  

 
Sofortige Vollziehung 

 
Mit Schreiben vom 05.07.2016 beantragte die Antragstellerin, die Genehmigung zur 
Errichtung und zum Betrieb der in diesem Bescheid beschriebenen vier Windener-
gieanlagen vom Typ ENERCON E-115 3 MW unmittelbar mit der Erteilung nach § 
80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO für sofort vollziehbar zu erklären. 
 
Zur Begründung wird angeführt, dass die zuständige Genehmigungsbehörde die 
sofortige Vollziehung der Genehmigung anordnen kann, wenn der Sofortvollzug im 
öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse des Genehmigungsinha-
bers liegt. Laut obergerichtlicher Rechtsprechung kann die Anordnung der soforti-
gen Vollziehung eines Verwaltungsaktes mit Drittwirkung bereits vor der Einlegung 
eines Rechtsbehelfs getroffen werden. 
 
Die Antragstellerin begehrt den Sofortvollzug der Genehmigung zum schnellstmög-
lichen Zeitpunkt, da nach ihrer Auffassung eine Anordnung der sofortigen Vollzieh-
barkeit nach Erteilung der Genehmigung und nach Erhebung einer Anfechtungskla-
ge keine Gewähr biete für die rechtssichere Umsetzung des Vorhabens, denn wenn 
einzelne Betroffene mit der Einlegung der Anfechtungsklage bis zur Bauphase war-
teten, würde die Erhebung wegen des unmittelbar eintretenden Suspensiveffektes 
zum Baustopp führen. Die dann im Bauablauf eintretenden Schäden und Verzöge-
rungen wären voraussichtlich erheblich. 
 
Die Antragstellerin reklamiert ein öffentliches Interesse an der Anordnung des So-
fortvollzuges, da in der Rechtsprechung bereits als besonders überwiegendes Inte-
resse anerkannt sei, dass eine immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige 
Anlage der Sicherung des allgemeinen Energiebedarfes dient. Die Sicherheit und 
Wirtschaftlichkeit der Energieversorgung stelle ein Gemeinschaftsinteresse höchs-
ten Ranges dar. Schon bei der Errichtung einer Anlage, die auf herkömmliche Wei-
se Energie erzeugt, bestehe ein überwiegendes öffentliches Interesse, das einen 
Sofortvollzug rechtfertigen würde. Um so eher gelte dies für die Errichtung und den 
Betrieb von Windenergieanlagen, da die Förderung der Windenergie ein erklärtes 
energiepolitisches Ziel des Gesetzgebers sei, dass in § 1 EEG seinen Niederschlag 
gefunden hat. Bis zum Jahr 2020 soll der Anteil der Erneuerbaren Energien an der 
Stromversorgung auf mindestens 30 % erhöht werden. 
 
Einen wesentlichen Beitrag zur Erreichung dieses Zieles habe dabei die Stromer-
zeugung aus Windenergie zu leisten, was, neben weiteren Regelungen zur Förde-
rung erneuerbarer Energien, unter anderem in der Privilegierung der Windenergie-
anlagen in § 35 Abs.1 Nr. 5 BauGB seinen Niederschlag gefunden habe. Diese Re-
gelungen zeigten, dass die Notwendigkeiten des Klimaschutzes einen zügigen 
Ausbau von regenerativen Energieträgern forderten und somit auch aus öffentlicher 
Sicht die umgehende Errichtung und der Betrieb von Windenergieanlagen geboten 
seien. 
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Darüber hinaus beansprucht die Antragstellerin ein überwiegendes privates Interes-
se am sofortigen Vollzug der Genehmigung. Dieses ergebe sich bereits daraus, 
dass jederzeit, insbesondere zu Beginn der Bauarbeiten, mit zulässigen Klagen 
Dritter zu rechnen sei. Widersprüche und Klagen entfalteten nach § 80 Abs. 1 Satz 
1 VwGO eine aufschiebende Wirkung, selbst dann, wenn sie unbegründet sind. 
Was bedeutet, dass bei Erhebung solcher Rechtsbehelfe die Bauarbeiten sofort 
unterbrochen werden müssten. Jede Bauunterbrechung wäre mit erheblichen 
Mehrkosten verbunden. 
 
Zusätzlich würde das Abwarten einer bestands- bzw. rechtskräftigen Entscheidung 
die Wirtschaftlichkeit des Projektes und damit seine Realisierung grundsätzlich in 
Frage stellen, zumal jeder zeitliche Verzug eine monatliche Degression der Förder-
höhe i. H. v. 1,05 % zusätzlich mit sich bringen würde. Zudem würde eine Verzöge-
rung der Inbetriebnahme, nach Beginn der Grundstücksnutzung, der Investitionstä-
tigkeit und der Finanzierung dazu führen, dass die laufenden Fixkosten wie insbe-
sondere der Kapitaldienst auf die Investitionen für die Zeit der Projektverzögerung 
nicht durch Stromerlöse gedeckt würden. Diese Verluste könnten während der ge-
samten Betriebsdauer der Anlage nicht mehr erwirtschaftet und ausgeglichen wer-
den, da sich der Förderungszeitraum bei Verschiebungen innerhalb des Jahres 
nicht nach hinten verlängert. Aus den genannten Gründen bestehe daher ein erheb-
liches wirtschaftliches Interesse an der schnellstmöglichen Genehmigung und Er-
richtung der Windenergieanlage. 
 
Die Genehmigungsbehörde hat die Argumente der Antragstellerin geprüft und 
kommt bei ihrer Gesamtwürdigung zu der Einschätzung, dass die Anordnung der 
sofortigen Vollziehung der Genehmigung geboten ist. Es sprechen sowohl gewich-
tige Gründe für ein öffentliches Interesse an der schnellen und effektiven Förderung 
der Nutzung der Windenergie in Nordrhein-Westfalen als auch gleichzeitig über-
zeugende Gründe für ein überwiegendes privates Interesse an einem sofortigen 
Vollzug der Genehmigung durch die Antragstellerin. Es wurde glaubhaft dargelegt, 
dass jede Verzögerung oder Bauunterbrechung zu einem nicht mehr aufholbaren 
Erlösausfall bei der Anlage führen würde, der die Rentabilität des Projektes ernst-
haft in Frage stellen könnte. Dieses Risiko überwiegt ein zur Zeit nur theoretisch 
vorhandenes Abwehrrecht eines potentiellen Nachbarschaftsklägers bei weitem, da 
aufgrund der durchgeführten Prüfungen im Genehmigungsverfahren und der Aus-
sagen der beteiligten Fachbehörden die Genehmigungsbehörde davon überzeugt 
ist, dass die Genehmigungsvoraussetzungen gem. § 6 BImSchG vorliegen. 
 
Es bleibt damit festzustellen, dass das dargelegte öffentliche Interesse und das 
gleichzeitig vorhandene überwiegende Interesse der Antragstellerin anzuerkennen 
sind. Die Kreisverwaltung Wesel als örtlich und sachlich zuständige Behörde ordnet 
daher entsprechend dem vorliegenden Antrag die sofortige Vollziehbarkeit für die-
sen Genehmigungsbescheid unmittelbar mit dessen Erteilung nach § 80 Abs. 2 Nr. 
4 VwGO an. 
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VII. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid und die Festsetzung der Kosten kann innerhalb eines Mo-
nats nach Zustellung dieses Bescheides beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bas-
tionstraße 39, 40213 Düsseldorf schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle Klage erhoben werden. 
 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr mindestens zwei Abschriften für die 
übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
Die Frist ist nur gewahrt, wenn die Klage vor Ablauf der Frist beim Gericht einge-
gangen ist. Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verord-
nung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und 
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG – vom 
07.11.2012 (GV. NRW. S. 548) eingereicht werden. 
Falls die Frist der Klageerhebung durch das Verschulden einer von Ihnen bevoll-
mächtigten Person versäumt werden sollte, so würde deren Verschulden Ihnen zu-
gerechnet werden. 
 
Hinweis: 
 
Wegen der mit diesem Bescheid angeordneten sofortigen Vollziehbarkeit der Ge-
nehmigung hat die Anfechtungsklage gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungs-
gerichtsordnung (VwGO) keine aufschiebende Wirkung. Auf Antrag kann das Ge-
richt gem. § 80 Abs. 5 VwGO die aufschiebende Wirkung in den Fällen des Abs. 2 
Nr. 4 ganz oder teilweise wieder herstellen. 
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VIII. 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

 
Mit Schreiben vom 05.07.2016 hat die ENNI RMI Windpark Kohlenhuck Projektge-
sellschaft mbH gemäß § 21 a Satz 1 2. Halbsatz der 9. BImSchV beantragt, die 
Entscheidung über den Antrag öffentlich bekannt zu machen. 
Die öffentliche Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, dass der verfügende Teil 
des Bescheides und die Rechtsbehelfsbelehrung am 22.07.2016 im Amtsblatt Nr. 
19 des Kreises Wesel sowie im Internet auf der Homepage des Kreises Wesel be-
kannt gemacht werden. Auf bestehende Auflagen wird hingewiesen. In diesem Fall 
ist eine Ausfertigung des gesamten Bescheides vom Tage nach der Bekanntma-
chung an zwei Wochen zur Einsicht auszulegen. In der öffentlichen Bekanntma-
chung ist anzugeben, wo und wann der Bescheid und seine Begründung eingese-
hen werden können. 
 
 
Wesel, 21.07.2016 
Im Auftrag 
gez. Dieter Zaksek 
 
 
Der vollständige Text des Bescheides mit Antragsunterlagen kann in der Zeit vom 
22.08.2016 bis zum 06.09..2016 (einschließlich) an folgenden Stellen eingesehen 
werden: 
 

1. Rathaus der Stadt Moers 
Fachbereich  6.3-Bauaufsicht  

 Rathausplatz 1, Raum E. 044 
 Di. u. Do.  08:00 bis 12:00 Uhr 
 Do.   14:00 bis 17:00 Uhr 
 

2. Kreisverwaltung Wesel 
Fachdienst 66- Immissionsschutz-, 5. OG 
Mo. - Fr. 08:30 bis 12:00 Uhr 
Mo. - Do. 14:00 bis 16:00 Uhr 
Reeser Landstraße 31 
46483 Wesel 
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Bekanntgabe nach § 3a des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) über die Feststellung der UVP-Pflicht für ein 
Vorhaben der Firma ENNI RMI Windpark Kohlenhuck Projektge-
sellschaft mbH, 47445 Moers, Gemarkung Repelen, Flur 58, 59, 

Flurstück 404, 348, 510, 97. 
 
 
Die Firma ENNI RMI Windpark Kohlenhuck Projektgesellschaft mbH, Uerdinger 
Straße 31 in 47441 Moers hat mit Datum vom 02.02.2012, zuletzt geändert am 
01.04.2016 einen Antrag auf Erteilung einer Neugenehmigung nach § 4 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes zur Errichtung und Betrieb von vier Windenergiean-
lagen gestellt. 
   
Gemäß § 3 c des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Ver-
bindung mit der Ziffer 1.6.3 der Anlage zum UVPG ist eine Umweltverträglichkeits-
prüfung durchzuführen, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen 
Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anlage 
2 zum UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
haben kann, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Im vorliegenden Fall hat die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles erge-
ben, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch das Vorhaben nicht zu 
erwarten sind. 
 
Gemäß § 3a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, dass eine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht. 
 
Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar. 
 
Wesel, den 21.07.2016 
 
Kreis Wesel 
Der Landrat 
Fachdienst  66 Umwelt 
Koordinationsbereich Immissionsschutz 
 
Im Auftrag 
gez. Dieter  Zaksek 
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Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung 
 
Der Kreis Wesel – FD 36 Straßenverkehr – hat für Herrn Andreas Löffler, letzte 
bekannte Anschrift 47443 Moers, Lotharstraße 14, einen Bescheid über eine stra-
ßenverkehrsrechtliche Entscheidung vom 07.07.2016, Aktenzeichen 36-4 HPF DIN-
LA187, erlassen. 
 
Der Aufenthaltsort der Empfangsperson ist unbekannt. Das Schriftstück wird hiermit 
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Hierdurch werden Fristen in Gang 
gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste entstehen können. 
 
Das Schriftstück kann auf meiner Dienststelle in Wesel, Reeser Landstr. 31, 46483 
Wesel, FD 36 –Straßenverkehr-, Zimmer 169 während der Öffnungszeiten eingese-
hen werden. Das Schriftstück gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröf-
fentlichung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Wesel, 14.07.2016 
Kreis Wesel 
Der Landrat 
FD 36 –Straßenverkehr- 
Im Auftrag 
gez. K. Leineweber 
 
 
 

Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung  
 
Der Kreis Wesel - Koordinationsbereich 36-1, Bußgeldstelle - hat an Herrn Derk F 
Radstaake letzte bekannte Anschrift Rusthuisstraat 19, NL-7101 JG WINTERS-
WIJK den Bußgeldbescheid des Kreises Wesel vom 10.06.2016- Aktenzeichen 
01059707627 (SB 33) erlassen. 
 
Der Aufenthaltsort der Empfangsperson ist unbekannt bzw. eine formelle Zustellung 
unter der o.a. Anschrift nicht möglich. Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
Der Bescheid kann beim Kreis Wesel, Der Landrat, Koordinationsbereich 36-1 
Bußgeldstelle, Reeser Landstraße 31, 46483 Wesel, Zimmer 253 während der Öff-
nungszeiten vom Empfänger eingesehen werden. 
 
Das Schriftstück gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröffentlichung zwei 
Wochen vergangen sind. 
 
Wesel, 19.07.2016 
Kreis Wesel 
Der Landrat 
FD 36-1 Bußgeldstelle 
Im Auftrag 
gez. Hengstermann 
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Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung  
 
Der Kreis Wesel - Koordinationsbereich 36-1, Bußgeldstelle - hat an Herrn 
Matthias Dahm letzte bekannte Anschrift Fabriciusstr. 65, 22177 Hamburg den 
Bußgeldbescheid des Kreises Wesel vom 21.07.2016- Aktenzeichen 01059706574 
(SB 33) erlassen. 
 
Der Aufenthaltsort der Empfangsperson ist unbekannt bzw. eine formelle Zustellung 
unter der o.a. Anschrift nicht möglich. Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
Der Bescheid kann beim Kreis Wesel, Der Landrat, Koordinationsbereich 36-1 
Bußgeldstelle, Reeser Landstraße 31, 46483 Wesel, Zimmer 253 während der Öff-
nungszeiten vom Empfänger eingesehen werden. 
 
Das Schriftstück gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröffentlichung zwei 
Wochen vergangen sind. 
 
Wesel, 21.07.2016 
Kreis Wesel 
Der Landrat 
FD 36-1 Bußgeldstelle 
Im Auftrag 
gez. Hengstermann 
 
 
 
 
Der Kreis Wesel schreibt auf Grundlage der VOB folgende Leistung aus. 
 

VE 13 Bauschlussreinigung des Neubaus Kreisleitstelle 
 
Leistungsort: Jülicher Straße 8, 46483 Wesel  
 
Der komplette Veröffentlichungstext erscheint auf dem Vergabemarktplatz von 
VergabeNRW, im Internet unter www.bund.de und unter www.kreis-wesel.de unter 
Schnellzugriff/Ausschreibungen. 
 
Wesel, den 29.06.2016 
Kreis Wesel 
Der Landrat 
Im Auftrag 
gez. Schneiders 
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Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung  
 
Der Kreis Wesel - Koordinationsbereich 36-1, Bußgeldstelle - hat an Herrn Franco 
Albamonte letzte bekannte Anschrift Bottroper Str. 46 (bei Gohr), 45899 Gelsenkir-
chen den Bußgeldbescheid des Kreises Wesel vom 20.06.2016- Aktenzeichen 
01059696382 (SB 35) erlassen. 
 
Der Aufenthaltsort der Empfangsperson ist unbekannt bzw. eine formelle Zustellung 
unter der o.a. Anschrift nicht möglich. Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
Der Bescheid kann beim Kreis Wesel, Der Landrat, Koordinationsbereich 36-1 
Bußgeldstelle, Reeser Landstraße 31, 46483 Wesel, Zimmer 253 während der Öff-
nungszeiten vom Empfänger eingesehen werden. 
 
Das Schriftstück gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröffentlichung zwei 
Wochen vergangen sind. 
 
Wesel, 21.07.2016 
Kreis Wesel 
Der Landrat 
FD 36-1 Bußgeldstelle 
Im Auftrag 
gez. Kempken 
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